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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Die Büros der beiden Parlamentskammern beantragten mit einer parlamentarischen
Initiative eine Anpassung der seit 1990 unveränderten Entschädigung der
Parlamentsangehörigen an die seither eingetretene Teuerung. Dabei sollte die ganze
Erhöhung über das Taggeld erfolgen, und die im Gesetz festgeschriebene und deshalb
dem fakultativen Referendum unterstellte Jahresentschädigung unverändert bleiben.
Zudem schlugen sie vor, die Sonderzulagen für die Ratspräsidenten und ihre
Stellvertreter deutlich anzuheben. Gleichzeitig nahmen sie eine gemeinsame Anregung
der Generalsekretäre der vier Bundesratsparteien für eine substanzielle Erhöhung der
Fraktionsbeiträge auf. Mit der Begründung, dass damit die bisherige
Quersubventionierung der Fraktionen durch die Parteien reduziert würde, und zudem
der Gefahr begegnet werden könnte, dass die Fraktionen in Abhängigkeit von anderen
Sponsoren (namentlich Interessenorganisationen) geraten, beantragten sie eine
Erhöhung sowohl des Grundbeitrags als auch des Beitrags pro Mitglied um 50% auf CHF
90'000 resp. 16'500. Der Bundesrat unterstützte dieses Anliegen. Für die letzte
Teuerungsanpassung der Fraktionsbeiträge im Vorjahr siehe hier.

Im Nationalrat bekämpfte Nationalrat Mörgeli (ZH) im Namen der SVP-Fraktion
vergeblich die Anpassung der Taggelder an die Teuerung. Sein Nichteintretensantrag
wurde mit 129:20 Stimmen abgelehnt. Nachdem auch die kleine Kammer zugestimmt
hatte, verabschiedete das Parlament die Teuerungsanpassung, die Verdoppelung der
Präsidialentschädigung und die Erhöhung der Fraktionsbeiträge in der Herbstsession.
Der „Bund der Steuerzahler“ protestierte in Inseraten gegen diese Ratsbeschlüsse.
Breite Unterstützung bei allen Fraktionen fand SVP-Nationalrat Giezendanner (AG) für
sein überwiesenes Postulat, im Parlamentsgebäude Dusch- und Fitnessräume
einzurichten (00.3385). 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.10.2000
HANS HIRTER

Im Nationalrat beantragte die SVP erfolglos Nichteintreten. Ihre Opposition richtete
sich nicht nur gegen die beantragten Mittel für die persönlichen Mitarbeiter, sondern
auch gegen die Absicht der SPK, den dafür einzusetzenden Betrag nicht im
referendumsfähigen Gesetz, sondern in einer Verordnung festzuschreiben. Die
Argumente der SVP gegen die persönlichen Mitarbeiter waren einerseits
finanzpolitischer Natur, andererseits befürchtete sie aber auch eine Zunahme der
persönlichen Vorstösse und damit eine zeitliche Mehrbelastung für die
Parlamentsmitglieder. Die Ratsmehrheit lehnte auch in der Detailberatung einen
Streichungsantrag der SVP ab und ging dann sogar noch weiter: auf Antrag Tschuppert
(fdp, LU) beschloss sie, dass die Höhe sämtlicher Bezüge der Abgeordneten
(Einkommen, Entschädigungen und Beiträge für Mitarbeiter) sowie deren automatische
Anpassung an die Teuerung in Zukunft nicht mehr im Gesetz, sondern in einer
Verordnung geregelt sein soll.

Die SPK des Ständerats lehnte die Entschädigungen für die Einstellung von persönlichen
Mitarbeitern ab, da diese zweckgebundene Zahlung den unterschiedlichen individuellen
Bedürfnissen der Abgeordneten nicht gerecht würde und ihre Verwaltung durch die
Parlamentsdienste zu aufwändig wäre. Da aber auch für die SPK des Ständerats eine
bessere materielle Unterstützung der Parlamentsangehörigen gerechtfertigt war,
beantragte sie erstens die Jahrespauschale von CHF 12'000 auf 24'000 zu verdoppeln
und zweitens die bisherige Spesenpauschale in eine Entschädigung für Sach- und
Personalauslagen umzuwandeln und von CHF 18'000 auf 30'000 zu erhöhen. Insgesamt
würden damit die Entschädigungszahlungen nur um CHF 24'000 statt um 40'000
verbessert. Um die Parlamentarierbezüge nicht dem Referendum zu entziehen,
beantragte die SPK zudem, dass diese weiterhin auf Gesetzesebene festzulegen sind. All
diese Vorschläge setzten sich im Ständerat deutlich durch.

In der Differenzbereinigung schwenkte die vorberatende Kommission des Nationalrats
auf den Beschluss der kleinen Kammer ein, die Beträge für Einkommen,
Entschädigungen und Mitarbeiter weiterhin auf Gesetzesstufe festzulegen; an den CHF
40'000 für die persönlichen Mitarbeiter hielt sie aber fest. Die Lösung des Ständerats

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.06.2002
HANS HIRTER
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lehnte sie unter anderem auch deshalb ab, weil ihrer Ansicht nach mit dieser
Verdoppelung der Jahrespauschale das Referendum geradezu provoziert würde. Ihre
Position setzte sich gegen den Widerstand der SVP sowie einer Mehrheit der FDP- und
einer Minderheit der CVP-Fraktion mit 93:78 Stimmen durch. In der Folge hielten beide
Kammern an ihren Beschlüssen fest. In der Einigungskonferenz setzte sich das Modell
des Ständerats durch und der Nationalrat gab seine Zustimmung. In der
Schlussabstimmung passierte die Vorlage mit 116:34 Stimmen im Nationalrat und mit
33:1 im Ständerat. Die Opposition in der Volkskammer kam von einer starken Mehrheit
der SVP und einigen Freisinnigen. 2

Zu grossen Auseinanderstzungen kam es im Nationalrat zwischen der SVP und den
übrigen Parteien beim Antrag der Mehrheit der Rechtskommission, die Immunität des
SVP-Nationalrats Brunner (SG) aufzuheben. Gegen den SVP-Präsidenten bestand der
Verdacht, als Mitglied der GPK das Amtsgeheimnis verletzt zu haben. Der
ausserordentliche Staatsanwalt Pierre Cornu beantragte beim Parlament die Aufhebung
der Immunität, um diese Verdachtsmomente abklären zu können. Konkret soll Brunner
dem Generalsekretär des damals noch von Christoph Blocher (svp) geleiteten EJPD
vorzeitig den Bericht der Subkommission der GPK über die Vorkommnisse beim
Rücktritt von Bundesanwalt Roschacher übergeben haben. Gegen den heftigen
Widerstand der SVP, welche von einer rein politisch motivierten Kampagne gegen ihren
Präsidenten sprach, trat der Nationalrat auf das Geschäft ein und hob die
parlamentarische Immunität von Brunner auf. Der Ständerat stellte sich auf Antrag
seiner Rechtskommission gegen diesen Entscheid und hob die Immunität Brunners
nicht auf. Die Kommission begründete ihren Antrag damit, dass das Verhalten
Brunners – das Blocher und auch er selbst nicht abstritten – zwar nicht akzeptabel sei;
es solle aber nicht strafrechtlich, sondern im Rahmen des parlamentarischen
Disziplinarrechts geahndet werden. Berücksichtigt hat der Ständerat auch die Tatsache,
dass die damalige Auseinandersetzung in einer emotional sehr aufgeladenen
Atmosphäre stattfand und sich auch andere Kommissionsmitglieder nicht immer
einwandfrei verhalten hätten. 3

ANDERES
DATUM: 10.12.2008
HANS HIRTER

Die Untersuchung der GPK und einer ihrer Subkommissionen über die Hintergründe der
Entlassung von Bundesanwalt Roschacher beschäftigte das Parlament weiterhin.
Konkret ging es um die Aufhebung der strafrechtlichen Immunität von
Parlamentsmitgliedern. Auf Antrag seiner Rechtskommission hielt der Nationalrat mit
96 zu 75 Stimmen daran fest, die Immunität des SVP-Nationalrats Brunner (SG)
aufzuheben. Gemäss der Kommissionsmehrheit handelte es sich bei der Tat Brunners
um einen derart schweren Fall der Verletzung der Kommissionsvertraulichkeit, dass sie
nicht nur disziplinarisch, sondern auch strafrechtlich geahndet werden soll. Die kleine
Kammer bestätigte aber ihren Entscheid aus dem Vorjahr, Brunners Immunität nicht
aufzuheben und legte damit das Geschäft ad acta. Alt-Bundesrat Blocher (svp, ZH) und
Nationalrat Mörgeli (svp, ZH) ihrerseits hatten Strafanzeige gegen die damaligen
Sprecher der Subkommission der GPK, die Nationalräte Lucrezia Meier-Schatz (cvp, SG)
und Glasson (fdp, FR) und Angestellte der Bundesanwaltschaft eingereicht (09.010). Die
Mehrheit der Rechtskommission des Nationalrats gelangte zum Schluss, dass kein Fall
von Amtsgeheimnisverletzung vorliege und die Immunität nicht aufzuheben sei. Nach
einer sehr animierten Diskussion, in welcher die SVP ihre Vorwürfe wiederholte, GPK-
Mitglieder hätten zusammen mit Angestellten der Bundesanwaltschaft gegen Blocher
komplottiert, trat das Plenum auf das Gesuch um Immunitätsaufhebung nicht ein; nach
der Abstimmung verliess die SVP-Fraktion unter Protest den Saal. Im Ständerat hatte
die Mehrheit der Rechtskommission beantragt, auf das Gesuch einzutreten und die
Immunität nicht aufzuheben. Der Rat selbst folgte aber einem Minderheitsantrag Marty
(fdp, TI), auf das Gesuch gar nicht einzutreten, weil auch eine an einer
Medienorientierung im Auftrag einer Parlamentskommission gemachte Äusserung unter
die absolute Immunität fallen müsse. Die im Parlamentsgesetz in diesem
Zusammenhang enthaltene Bezeichnung „in den Räten und deren Organen“ gemachte
Aussagen, sei deshalb sinngemäss und nicht wortwörtlich auszulegen. Die Klagen gegen
die Mitarbeiter der Bundesanwaltschaft wurden vom zuständigen Staatsanwalt nicht
weiter verfolgt und eine Beschwerde Blochers gegen diesen Einstellungsentscheid vom
Bundesstrafgericht abgelehnt. 4

ANDERES
DATUM: 10.06.2009
HANS HIRTER
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Im Mai lancierte ein Komitee um Nationalrat Lukas Reimann (svp, SG) die
Transparenzinitiative für die Offenlegung der Politikereinkünfte. Diese verlangt, dass
Stände- und Nationalräte bei Amtsantritt ihre beruflichen Tätigkeiten und die in
Zusammenhang mit dem Mandat stehenden Nebeneinkünfte und Geschenke nach
Geldwert und Herkunft ausweisen müssen. Die Sammelfrist läuft bis Ende 2012.
Reimanns Mutterpartei war nicht begeistert über das Anliegen ihres
Jungparlamentariers. Nach der Intervention des SVP-Vorstandes wurde die Forderung
nach Offenlegung der Einnahme aus dem Hauptberuf kurz vor der Lancierung aus dem
Initiativtext gestrichen und mit der Forderung nach Offenlegung des Stimmverhaltens
im Ständerat ergänzt. 5

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 08.06.2011
MARC BÜHLMANN

Aufgrund der Affäre Hildebrand musste die 2011 neu geschaffene
Immunitätskommission erstmals tagen und über die Immunität von Christoph Blocher
(svp, ZH) entscheiden. Zur Debatte stand, ob Blocher, der unter Verdacht stand, Anfang
Dezember 2011 Bankdaten an Dritte weitergegeben zu haben, als Parlamentarier
gehandelt hatte oder nicht. Blocher war zwar zur fraglichen Zeit bereits in den
Nationalrat gewählt und stellte sich auf den Standpunkt, dass er auch in seiner Funktion
als Nationalrat gehandelt habe, die Zürcher Oberstaatsanwaltschaft, die das
Strafverfahren eröffnet hatte, war hingegen der Ansicht, dass die zu untersuchenden
Handlungen Blochers nicht der Immunität unterstehen. Dies betraf eine ebenfalls 2011
neu geschaffene Regelung betreffend die so genannte relative Immunität. Bisher
musste lediglich ein Zusammenhang zwischen Handlung und Mandat bestehen, um
Immunität geniessen zu können; neu wurde ein unmittelbarer Zusammenhang verlangt.
Die neun Mitglieder der nationalrätlichen Kommission luden Blocher Mitte April zu
einem Hearing ein und entschieden dann, dass er für die erste vermutete
Bankgeheimnisverletzung vom 3. Dezember 2011 keine Immunität erhält, wohl aber für
die zweite vermutete Widerhandlung gegen das Bankengesetz, die vermutlich am 27.
Dezember stattgefunden haben soll. Die Kommission begründete ihren Entscheid
damit, dass Blocher erst am 5. Dezember als Nationalrat vereidigt worden war. Die
ständerätliche Rechtskommission – anders als der Nationalrat hatte die kleine Kammer
für Fragen der Immunität keine neue Kommission geschaffen – überstimmte die
Immunitätskommission Ende Mai. Sie stellte sich auf den Standpunkt, dass die
Handlungen Ende Dezember nicht in einem unmittelbaren Zusammenhang mit dem
Nationalratsmandat stehen und deshalb auch hierfür keine Immunität gelte. Weil beide
Kommissionen an ihrem Entscheid festhielten, wurde Blocher die Immunität entzogen
und die Zürcher Staatsanwaltschaft konnte ihre Ermittlungen weiterführen. Im
November musste die Immunitätskommission ein weiteres Mal über die Aufhebung der
Immunität eines Parlamentariers befinden. Alfred Heer (svp, ZH) hatte sich in einer
Fernsehsendung abschätzig über Tunesische Asylbewerber geäussert, worauf zwei
Tunesier eine Strafanzeige einreichten. Die Kommission entschied, dass ein
unmittelbarer Zusammenhang zwischen Aussage und Parlamentsmandat bestehe und
dass die Aussage nicht gravierend, sondern eine sehr pointierte Meinung in einer
lebhaften Diskussion gewesen sei. Sie hob die Immunität Heers entsprechend nicht auf.
Unmittelbar nach dem definitiven Entscheid zur Aufhebung der Immunität von
Christoph Blocher reichte die SVP zwei parlamentarische Initiativen ein (12.455, 12.458),
mit denen sie das neue Immunitätsverfahren ganz oder zumindest teilweise rückgängig
machen wollte. Insbesondere sollte die Möglichkeit einer Beschwerde ans Ratsplenum
eingebaut werden. 6

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 14.11.2012
MARC BÜHLMANN

In den Ratsdiskussionen um die Erhöhung der eigenen Entschädigung werden immer
wieder Stimmen laut, die es als stossend empfinden, dass sich das Parlament selber
eine Lohnerhöhung gewähren kann. Um eine institutionelle Kontrolle einzuführen,
wurden im Berichtsjahr zwei parlamentarische Initiativen aus SVP-Kreisen eingereicht
(12.410, 11.497), die die Unterstellung von Lohnerhöhungen des Parlamentes unter das
fakultative Referendum fordern. Beide wurden im Berichtsjahr noch nicht behandelt.
Die SPK des Nationalrates empfahl jedoch beide knapp mit 11 zu 10 Stimmen zur
Ablehnung. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2012
MARC BÜHLMANN
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Keine Gnade fanden die beiden parlamentarischen Initiativen aus der SVP, die
Lohnerhöhungen des Parlamentes dem fakultativen Referendum unterstellen wollten.
Die Staatspolitische Kommission des Nationalrates hielt fest, dass die Höhe der
wichtigsten Entschädigungen (Taggeld, Jahresentschädigung) bereits im
Parlamentsressourcengesetz geregelt sei und ergo bereits dem fakultativen
Referendum unterstehe. Weitere Entschädigungen wie z.B. Essens-, Übernachtungs-
oder Reisespesen seien allerdings aufgrund der Komplexität auf Verordnungsstufe
geregelt. Auch die an die Fraktionen ausgeschütteten Beiträge seien nicht
referendumspflichtig. Die starke Minderheit der SPK-NR, die sich letztlich knapp mit 11
zu 10 Stimmen gegen Folge geben aussprach, stiess sich am Umstand, dass
Ratsmitglieder über ihre eigenen Einkommen abschliessend entscheiden können.
Darunter leide das Vertrauen der Bürgerschaft ins Parlament. Im Rat fand dieses
Argument allerdings kein Gehör. Den Initiativen wurden mit 125 zu 56 bzw. 124 zu 58
Stimmen keine Folge gegeben. Auch eine parlamentarische Initiative Aeschi (svp, ZG)
(12.418, siehe auch hier), die vorgeschlagen hätte, den Teuerungsausgleich für die
Einkommen der Parlamentarier jeweils nicht am Anfang, sondern am Schluss einer
Legislaturperiode zu beschliessen, damit die neuen Ratsmitglieder nicht über die
eigene Erhöhung entscheiden müssten, fand bei 110 zu 67 Stimmen kein Gehör. Eine
Anfang Berichtjahr eingereichte parlamentarische Initiative Leutenegger Oberholzer
(sp, BL), die verlangt, dass die Jahresentschädigung neu als Jahreseinkommen steuerbar
und sozialversicherungsabgabepflichtig werden solle, wurde 2013 noch nicht
behandelt. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.03.2013
MARC BÜHLMANN

Die Diskussion um ein Miliz- vs. Berufsparlament wurde im Berichtsjahr angeheizt
durch Berechnungen der durchschnittlichen Entschädigung der Parlamentarier
einerseits und durch die Resultate einer bereits 2010 erschienenen Studie zum
Professionalisierungsgrad der Politikerinnen und Politiker im Bundeshaus andererseits.
Im Schnitt erhält ein Mitglied der grossen Kammer CHF 138‘108. In der kleinen Kammer
beläuft sich die Entschädigung auf durchschnittlich CHF 155‘571. Dies entspricht einem
mittleren Kaderlohn und im Prinzip ist ein Parlamentarier nicht auf weitere Einkünfte
angewiesen, die er etwa aufgrund seines Berufes, dem er als Milizpolitiker nachgeht,
zusätzlich erhält. Die erwähnte Studie hatte bei den Parlamentariern den
Arbeitsaufwand erfragt, den sie für ihr politisches Mandat erbringen. Wer mehr als zwei
Drittel seiner Arbeitszeit für die Arbeit im National- oder Ständerat opfert, gilt dabei als
Vollzeit- oder Berufspolitiker. Die Studie weist für das Jahr 2007 einen Anteil von 28,4%
aller Nationalräte aus, die dieser Kategorie zugeordnet werden können. Im Ständerat
beträgt der Anteil gar 57,6%. Die Studie spricht in der Folge von Scheinmiliz: die
Arbeitspensen entsprechen zwar mehrheitlich einem Berufsparlament, die Strukturen
sind aber nach wie vor auf ein Milizparlament ausgerichtet. Ein 2012 erschienener
Beitrag der Universität Lausanne zeigt auf, dass die Professionalisierung im Schweizer
Parlament in den letzten 100 Jahren zugenommen hat, dass das Milizsystem aber in den
Köpfen nach wie vor sehr stark verankert ist. Noch einmal angeheizt wurde die
Diskussion im Mai nach dem Rücktritt von Christoph Blocher (svp, ZH). Der ehemalige
Bundesrat äusserte sich nicht nur abfällig über den Parlamentsbetrieb, sondern
forderte auch eine drastische Kürzung der Entschädigungen, um den Milizcharakter des
Parlaments wieder zu stärken. Die auf diese Forderung folgende Kritik von links machte
darauf aufmerksam, dass es zutiefst undemokratisch sei, wenn nur noch Reiche ein
Parlamentsmandat annehmen könnten, weil nur diese sich dies leisten könnten. Die SVP
hielt die Idee allerdings bis zum Jahresende am Köcheln. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.02.2014
MARC BÜHLMANN

Die SVP-Fraktion hatte Anfang 2014 eine parlamentarische Initiative eingereicht, mit
der sie forderte, dass bei Budgetkürzungen des Bundes im Rahmen von Sach- und
Betriebsaufwand auch die Fraktionen ihr Scherflein beitragen. Die Volkspartei-Fraktion
bemängelte, dass die Beteiligung von Fraktionen an Budgetkürzungen bisher lediglich
freiwillig gewesen sei. Die Parlamentsdienste hätten im aktuellen Budget
Kürzungsvorschläge gemacht und die Fraktionen gebeten, ihre Beiträge – die immerhin
CHF 7,6 Mio von rund CHF 26 Mio. Sach- und Betriebsaufwand ausmachen – zu kürzen.
Allerdings hätten sich zwei Fraktionen geweigert und eine habe gar nicht Stellung
bezogen. Die dadurch nicht eingesparten rund CHF 275'000 müssten nun anderweitig
gekürzt werden. Weil dies stossend sei, fordere die SVP künftig eine Regelung, welche
die Fraktionen zu Sparbeiträgen verpflichte. Eine mit 7 zu 6 Stimmen äusserst knappe
Mehrheit des Büros (Büro-NR) empfahl, der Initiative keine Folge zu geben.
Automatische Kürzungen der im internationalen Vergleich bereits sehr geringen
Beiträge, seien für einige Fraktionen kurzfristig nur schwierig aufzufangen. Die

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.12.2015
MARC BÜHLMANN
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Minderheit machte geltend, dass das Parlament bei Sparübungen solidarisch sein und,
um seine Glaubwürdigkeit zu wahren, eine Vorbildfunktion einnehmen müsse. 
Die nötige Abstimmung in der grossen Kammer widerspiegelte die Positionen im Büro.
Die geschlossenen FDP- und SVP-Fraktionen entschieden sich knapp, aber mit 93 zu 91
Stimmen bei 3 Enthaltungen erfolgreich für den Minderheitenantrag und gaben der
Initiative Folge. 
Das Büro des Ständerates (Büro-SR) wies in seinem Bericht Mitte November darauf hin,
dass es bei der Debatte nicht um Entschädigungen der einzelnen Ratsmitglieder ginge,
bei denen sich Budgetkürzungen rechtfertigen liessen, sondern um die Beiträge an die
gesamte Fraktion. Einsparungen würden hier dazu führen, dass die Fraktionen ihren
Handlungsspielraum einschränken müssten, was sich letztlich negativ auf die Qualität
und Effizienz des gesamten Ratsbetriebs auswirken würde. Mit drei zu eins Stimmen bei
einer Enthaltung sprach sich das Büro der kleinen Kammer deshalb gegen die
Forderung aus. Diese Argumentation verfing in der Wintersession bei den
Ratskolleginnen und Ratskollegen, die der Initiative keine Folge gaben und diese damit
versenkten. 10

Die Bestimmung der Kommissionszusammensetzung nach eidgenössischen Wahlen ist
ein für die Politikgestaltung in der Legislatur ziemlich entscheidendes, aber in den
Medien selten ausführlich beleuchtetes Ereignis. Die je elf Kommissionen in beiden
Kammern werden mit je 13 (Ständerat) bzw. je 25 (Nationalrat) Parlamentarierinnen und
Parlamentariern besetzt. Wie viele Sitze die Parteien in diesen Kommissionen erhalten,
ist erstens abhängig von den Mandaten. Bei der Verteilung der total 143 Mandate im
Ständerat und der 275 Mandate im Nationalrat kommt es zweitens allerdings zu
Restmandaten, die vom Büro-NR bzw. dem Büro-SR verteilt werden. Wie diese
Verteilung aussieht, kann für die Politik der Kommissionen entscheidend sein. Dies war
für die 50. Legislaturperiode insbesondere auch deshalb der Fall, weil die SVP und die
FDP aufgrund ihrer Wahlgewinne in mehreren Kommissionen zusammen die Mehrheit
haben werden. Ein provisorischer Verteilschlüssel wurde Mitte November vorgelegt.
Welche Parlamentarierinnen und Parlamentarier Einsitz in welchen Kommissionen
nehmen, bestimmen dann die Fraktionen selber. Die Kommissionspräsidien werden alle
zwei Jahre neu besetzt. Die Wahl aller Präsidien und aller Kommissionsmitglieder fand
dann am 10. Dezember statt. 
In der Tat waren die SVP und die FDP in sechs (WAK-NR, SPK-NR, KVF-NR, SiK-NR, RK-
NR, FK-NR) der elf Nationalratskommissionen in der Mehrheit und konnten so
politischen Geschäften von Beginn weg ihren Stempel aufdrücken. Insbesondere die
WAK, in der als Schnittstelle Geschäfte aus allen Bereichen behandelt werden, wird als
wichtig erachtet.
Die SVP wird für die nächsten beiden Jahre die KVF-NR, die SPK-NR, die GPK-NR, die
APK-NR und die WBK-NR präsidieren. Die SiK-NR und die SGK-NR werden von der FDP
und die Urek-NR von der CVP geleitet. Die SP wird der WAK-NR, der FK-NR und der RK-
NR vorstehen. Dies war für Susanne Leutenegger Oberholzer (BL) wichtig, da sie mit
dem zu erwartenden Präsidiumssitz in der WAK auch ihren persönlichen Wahlkampf
befeuert hatte. 
Die Zuteilung der einzelnen Parlamentarierinnen und Parlamentarier zu den
Kommissionen sei eine der undankbarsten Aufgaben eines Fraktionschefs, zitierte die
BaZ SP-Sprecher Michael Sorg. Normalerweise müssen neu gewählte
Parlamentsmitglieder warten, bis sie in ihre Wunsch-Kommission einsitzen können.
Dies war nicht der Fall für Roger Köppel (svp, ZH), der in die APK gewählt wurde, und
auch nicht für Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR), die auf Anhieb in der
prestigeträchtigen WAK sitzen wird. Auch Neo-Nationalrat Tim Guldimann (sp, ZH)
durfte in seiner Wunschkommission, der APK, Einsitz nehmen. 11

ANDERES
DATUM: 10.12.2015
MARC BÜHLMANN

Ende 2015 wies die Interparlamentarische Union, welche die Frauenquote im
Parlament weltweit vergleicht, die Schweiz auf Rang 29 aus. Zwar zeigte der Trend zu
adäquaterer Frauenvertretung nach den Wahlen 2015 leicht nach oben; mit 32% im
National- und 15.2% im Ständerat liegt die Schweiz in puncto Frauenrepräsentation
aber noch weit hinter Ruanda (64%), Bolivien (53%) oder Kuba (49%), welche die ersten
drei Ränge einnehmen. 
Als Ursache wurde in den Medien diskutiert, dass es im Gegenteil zu früher sogar eher
schwieriger geworden sei, Frauen für politische Ämter zu motivieren. Dies habe nach
wie vor mit der grösseren Dreifachbelastung zu tun, weil Frauen neben Berufs- und
politischer Arbeit häufiger als Männer auch noch stärker durch Familienarbeit belastet
seien. Hinzu käme neben dem ruppiger gewordenen politischen Umgangston – der
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Frauen eher abschrecke – aber auch eine gewisse Zufriedenheit. Weil sie als
Selbstverständlichkeit wahrgenommen werde, werde für Gleichstellung nicht mehr so
gekämpft wie früher. Diskutiert wurde in den Medien auch die unterschiedliche
Betonung der Frauenförderung in den Parteien. Im Gegensatz zur GP oder zur SP,
haben etwa die CVP und insbesondere die SVP nur wenige oder kaum Frauen in
nationalen und kantonalen Ämtern. Interessant ist die Entwicklung bei der FDP, bei der
die Frauenvertretung in den 1990er Jahren gewachsen war, seit der Jahrtausendwende
aber stagniert. 12

In der Frühjahrssession 2020 kam es zu einer Vereidigung im Nationalrat und somit
bereits zur zweiten Mutation in der 51. Legislatur. Weil Jean-Pierre Gallati (svp, AG)
Ende 2019 in den Regierungsrat des Kantons Aargau gewählt worden war, rutschte Alois
Huber (svp, AG) für ihn nach. Huber war zweiter Ersatz auf der Aargauer SVP-Liste. Der
erste Ersatz, Stefanie Heimgartner (svp, AG), war bereits nach der Wahl von Hansjörg
Knecht (svp, AG) in den Ständerat nachgerutscht. Der Präsident des kantonalen
Bauernverbandes, Alois Huber, legte den Eid ab. Sein Vorgänger Gallati war erst bei den
eidgenössischen Wahlen 2019 ins nationale Parlament gewählt worden und
entsprechend nur gerade für eine Session in Bern. 13

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 02.03.2020
MARC BÜHLMANN

Parlamentsorganisation

Im September präsentierte die NZZ das von Sotomo errechnete Parlamentarierrating
2015. Die ideologische Ausrichtung aller Parlamentsmitglieder wird mit Hilfe paarweiser
Vergleiche aller Parlamentarierinnen und Parlamentarier hinsichtlich ihres
Abstimmungsverhaltens berechnet. Die Skala reicht von -10 (ganz links) bis +10 (ganz
rechts). Die rechte Extremposition wurde im Rating 2015 von Pirmin Schwander (svp, SZ)
und Lukas Reimann (svp, SG) besetzt. Am linken Rand fand sich mit einem Wert von -9.5
Christine Häsler (gp, BE). 
Am deutlichsten rechts und zwar ohne Überschneidung mit anderen Fraktionen stand
die SVP, deren Mitglieder zwischen 6.3 (Jean-Pierre Grin, VD) und 10 positioniert
wurden. Die FDP-Mitglieder schwankten zwischen 1.6 (Christa Markwalder, BE) und 4.1
(Hans-Peter Portmann, ZH) und überschnitten sich damit sowohl mit der BDP (0.9:
Rosmarie Quadranti, ZH bis 2.1: Urs Gasche, BE) als auch teilweise mit der CVP, bei der
Gerhard Pfister (ZG) und Ruedi Lustenberger (LU) mit dem Wert von 3.0 den rechten
und Jacques Neirynck (VD) mit -1.6 den linken Rand abdeckten. Die beiden EVP-
Vertreterinnen, die der CVP-EVP-Fraktion angehören, waren dabei pointierter links (-
2.8) als der Rest der CVP-Fraktion. Die GLP-Fraktion zeigte sich ziemlich geschlossen
und links der Mitte. Bei den Grünliberalen wurden die Extreme von Thomas Böhni (TG,
-1.7) und Martin Bäumle (ZH, -1.2) eingenommen. In ihrem Gesamtwert von -8.0
deckungsgleich zeigten sich die Grünen und die SP. Während die Genossinnen und
Genossen Extremwerte zwischen -9.1 (Carlo Sommaruga, GE und Susanne Leutenegger
Oberholzer, BL) und -5.7 (Daniel Jositsch, ZH) einnahmen, fanden sich bei den Grünen
Christine Häsler (-.9.5) und Yvonne Gilli (SG, -6.8) an den Fraktionspolen. 
Der Median des gesamten Nationalrats lag bei 0.8; das Parlament politisierte also leicht
rechts der Mitte. Die Studie stellte bei der Analyse der gesamten 49. Legislatur
allerdings im Vergleich mit der 48. Legislatur einen Linksrutsch fest. Insbesondere in
der Verkehrs- und Energiepolitik habe Mitte-Links erfolgreich koaliert.  

Erstmals konnte aufgrund der neu eingeführten elektronischen Stimmanlage auch der
Ständerat vermessen werden. Insgesamt zeigte sich in der kleinen Kammer eine
wesentlich schwächere Polarisierung als bei der Volksvertretung. Zwar gab es auch im
Ständerat Extrempositionen –  Robert Cramer (gp, GE) mit -9.6 zur Linken und Peter
Föhn (svp, SZ) mit 9.6 zur Rechten –, die überwiegende Mehrheit der Ständerätinnen
und Ständeräte fanden sich aber zwischen den Werten -4 bis +5. 14
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Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

A l'occasion de la grève féministe et des femmes* du 14 juin 2019, la présidente du
Conseil national Marina Carobbio Guscetti (ps, TI) a souhaité marquer le coup. Elle a
proposé au bureau du Parlement de faire une grève éclair de 15 minutes, à 11h, le 14
juin. Sa proposition a été acceptée tacitement à l'unanimité par les membres du
bureau, mais combattue par une motion d'ordre Glarner (udc, AG). Ce dernier a profité
de son temps de tribune pour traiter les grévistes de «femmes frustrées qui n'ont pas
eu ce qu'elles voulaient dans la vie». Sa véhémente tirade n'a convaincu que 53
membres (2 ont voté contre et 2 se sont abstenu) de son parti et deux élus PLR. L'UDC
s'est montrée dès le départ opposée à la grève. Sa section féminine romande a
toutefois prévu une action, controversée, pour ce jour-là. Les femmes UDC organisent
en effet un banquet dont les bénéfices seront reversés à des associations anti-
avortement. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.06.2019
SOPHIE GUIGNARD

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Mitte November wurde Hannes Germann (SH) mit einem ausgezeichneten Resultat zum
Ständeratspräsidenten für 2014 gewählt. Der als konsensual und dossiersicher geltende
Politiker scheut sich nicht, auch einmal von der SVP-Parteilinie abzuweichen, was ihm
gar bei politischen Gegnern offensichtlich Sympathien einbrachte. 16

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 22.11.2013
MARC BÜHLMANN

Im Rahmen der Interpellation von Cesla Amarelle (Ip. 14.4310) nahm das Büro-NR
Stellung zu den Vorwürfen gegen Jean-François Rime (svp, VD), das
Kommissionsgeheimnis verletzt zu haben. Rime hatte in einem Interview behauptet, in
gewissen Dossiers in der ersten Reihe zu sitzen und seine Söhne zu informieren, damit
sie vorausplanen könnten. Das Büro-NR bestätigte in seiner Antwort auf die
Interpellation, dass Kommissionsberatungen grundsätzlich vertraulich seien. Das Büro
werde Nationalrat Rime anhören. 
Diese Anhörung fand Anfang Mai 2015 statt. «Nach ausführlicher Diskussion» sei man
zum Schluss gekommen, dass es keine Anhaltspunkte für die Verletzung des
Amtsgeheimnisses gebe und das Büro deshalb mit 13 zu 0 Stimmen (keine Enthaltung)
entsprechend entschieden habe, kein Verfahren einzuleiten, war der Medienmitteilung
des Büros zu entnehmen. 17

ANDERES
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MARC BÜHLMANN
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